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8 8 . Bundesgesetz: Zulässigkeit des Verbotes des Betretens von Gast- und Schankgewerbebetrieben.
84. Bundesgesetz: Kraftfahrliniengesetz 1952 — KflG. 1952.
85. Bundesgesetz: Gelegenheitsverkehrs-Gesetz.

8 3 . Bundesgesetz vom 2. April 1952,
betreffend die Zulässigkeit des Verbotes des
Betretens von Gast- und Schankgewerbe-

betrieben.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ i. (1) Trunksüchtigen, sowie Personen, die
bereits mehrmals wegen einer im Zustand der
Trunkenheit begangenen strafbaren Handlung
bestraft wurden, kann das Betreten von Be-
t r ieben des Gast- und Schankgewerbes, in denen
alkoholische Getränke verabreicht werden, ver-
boten werden.

(2) Das Verbot kann entweder für das ganze
Bundesgebiet oder für ein örtlich beschränktes
Gebiet ausgesprochen werden.

(3) Das Verbot kann längstens für die Dauer
eines Jahres verhängt und erforderlichenfalls
wiederholt werden.

§ 2. Zur Erlassung des Verbotes sind die Be-
zirksverwaltungsbehörden, im Wirkungsbereich
von Bundespolizeibehörden diese, zuständig.

§ 3 . Die Über t re tung eines nach § 1 ausge-
sprochenen Verbotes wird als Verwaltungsüber-
t re tung von den Bezirksverwaltungsbehörden,
im Wirkungsbereich einer Bundespolizeibehörde
von dieser, mi t Geldstrafe bis zu 300 S, im
Wiederholungsfalle mi t Arrest bis zu drei
Wochen bestraft.

§ 4. Die Polizeiverordnung über das Wir t s -
hausverbot vom 18. Ok tobe r 1939, Deutsches
RGBl. I S. 2115, wird außer Kraft gesetzt.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres betraut .

Körner
Schärf Helmer

84 . Bundesgesetz vom 2. April 1952,
betreffend die linienmäßige Beförderung von
Personen zu Lande mit Kraftfahrzeugen
(Kraftfahrliniengesetz 1952 — KflG. 1952).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Betrieb einer Kraftfahrlinie, das
ist die dem öffentlichen Verkehr dienende, plan-

mäßige entgeltliche Beförderung von Personen
mit Kraftfahrzeugen zwischen bestimmten Punk-
ten bedarf einer Konzession nach diesem Bundes-
gesetze.

(2) Die Konzession zur Personenbeförderung
nach Abs. 1 umfaßt auch die Berechtigung zur
Beförderung des Reisegepäcks der Fahrgäste und
von Gegenständen des täglichen Bedarfes, letztere
nur, soweit sie mit den für die Personenbeförde-
rung verwendeten Kraftwagen vorgenommen
wird.

§ 2. Einer Konzession nach § 1 bedürfen
nicht:

1. die Kraftfahreinrichtungen, die ein Unter-
nehmer zur Beförderung lediglich der eigenen
Angestellten und Arbeiter ausschließlich zur Be-
förderung von oder zur Arbeitsstätte oder inner-
halb dieser unterhält;

2. die Kraftfahreinrichtungen zur Beförderung
der Wohngäste (Pfleglinge) und der Bediensteten
von Gaststätten mit Fremdenbeherbergung, Heil-
anstalten, Erholungsheimen u. dgl. durch Kraft-
fahrzeuge dieser Unternehmen vom eigenen
Betrieb zu den nächsten in Betracht kommenden
Aufnahmestellen des öffentlichen Verkehres und
umgekehrt;

3. die Kraftfahreinrichtungen der Post, die mit
posteigenen Fahrzeugen und mit höchstens vier
Sitzplätzen ausschließlich des Führersitzes be-
trieben werden und in planmäßig vorgesehenen
Postkursen der Postbeförderung dienen (Land-
kraftposten).

§ 3. Zur Erteilung der im § 1 vorgesehenen
Konzession ist der Landeshauptmann, hinsicht-
lich der Kraftfahrlinien, die sich über zwei oder
mehrere Bundesländer erstrecken oder eine
durchlaufende Verbindung mit dem Auslande
herstellen oder die vom Bund oder einem Unter-
nehmer des öffentlichen Eisenbahnverkehres be-
trieben werden sollen, das Bundesministerium für
Verkehr und verstaatlichte Betriebe zuständig.

§ 4. (1) Die Konzession kann erteilt werden,
wenn:

1. der Bewerber zuverlässig und geeignet ist
und die Sicherheit des Betriebes und die
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Leistungsfähigkeit des Unternehmens gewähr-
leistet sind;

2. der Bewerber die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzt beziehungsweise im Falle
einer juristischen Person seinen Sitz im Inlande
hat;

3. ein entsprechendes Verkehrsbedürfnis vor-
handen ist;

4. die Ar t der Linienführung eine zweck-
mäßige und wirtschaftliche Befriedigung des in
Betracht kommenden Verkehrsbedürfnisses ge-
währleistet und

5. das Unternehmen auch sonst öffentlichen
Interessen nicht zuwiderläuft. Dieser Aus-
schließungsgrund liegt insbesondere dann vor,
wenn

a) die neue Kraftfahrlinie auf Straßen durch-
geführt werden soll, die sich aus Gründen
5er Verkehrssicherheit oder wegen ihres
Bauzustandes für diesen Verkehr nicht
eignen, oder

b) der beantragte Kraftfahrlinienverkehr die
Erfüllung der Verkehrsaufgaben durch die
Verkehrsunternehmer, in deren Verkehrs-
bereich die neue Linie ganz oder teilweise
fällt, zu gefährden geeignet ist, oder

c) der beantragte Kraftfahrlinienverkehr einer
dem öffentlichen Bedürfnis mehr entspre-
chenden Ausgestaltung des Verkehres durch
die Verkehrsunternehmer, in deren Ver-
kehrsbereich die neue Linie ganz oder teil-
weise fällt, Vorgriffe und einer von diesen
die notwendige Verbesserung der Verkehrs-
bedienung innerhalb einer von der Konzes-
sionsbehörde festzusetzenden angemessenen
Frist von höchstens sechs Monaten vor-
nimmt.

(2) Von den Erfordernissen des Abs. .1 Z. 1 und
2 sind der Bund und die Unternehmer des
öffentlichen Eisenbahnverkehres ausgenommen.

(3) Von den Erfordernissen des Abs. 1 Z. 2
kann das Bundesministerium für Verkehr und
verstaatlichte Betriebe aus Gründen des öffent-
lichen Interesses befreien. Ausländer sind gegen
Nachweisung der formellen Reziprozität seitens
des Staates, dem sie angehören, in bezug auf die
Einrichtung und den Betrieb eines Kraftfahr-
linienunternehmens den Inländern gleichgestellt.

(4) Soll für eine Linie, für die eine befristete
Konzession erteilt worden ist, eine neue Kon-
zession erteilt werden, so ist bei der Erteilung
vor allem der bisherige Konzessionsinhaber zu
berücksichtigen.

§ 5. (1) Vor Erteilung der Konzession sind bei
sonstiger Nichtigkeit (§ 68 Abs. 4 lit. d AVG.
1950) zu hören:

a) die Post- und Telegraphendirektionen,
b) die Bundesbahndirektionen,
c) jene Unternehmungen des öffentlichen

Eisenbahnverkehres und die Kraftfahr-

linienunternehmer, in deren Verkehrsbe-
reich die neue Kraftfahrlinie ganz oder
teilweise fällt,

d) die Landeshauptmänner, wenn das Bundes-
ministerium für Verkehr und verstaatlichte
Betriebe zur Erteilung der Konzession zu-
ständig ist (§ 3),

e) die Gemeinden, in deren Gebiet der Aus-
gangs- oder der Endpunkt der geplanten
Linie liegt,

f) die Gemeinden mi t mehr als 5000 Einwoh-
nern, durch deren Gebiet die Linie geführt
wird,

g) die Kammern der gewerblichen Wirtschaft,
h) die Landwirtschaftskammern,
i) die Kammern für Arbeiter und Angestellte

und
j) die Landarbeiterkammern.

(2) Von den im Abs. 1 lit. a, b , d, g bis j ge-
nannten Stellen sind jene zu hören, die nach der
Linienführung örtlich in Betracht kommen.

(3) Den im Abs. 1 genannten Stellen ist eine
Frist von mindestens 30 Tagen, höchstens 60 T a -
gen zur Abgabe ihrer Äußerung einzuräumen.

§ 6. (1) Die Konzession zum Betriebe einer
Kraftfahrlinie wird auf 15 Jahre erteilt. Bei Vor-
liegen eines zeitlich begrenzten oder bloß vor-
übergehenden Verkehrsbedürfnisses kann sie auch
für einen kürzeren Zeitraum erteilt werden.

(2) Die Konzession kann ferner entweder für
den Betrieb während des ganzen Jahres oder eines
bestimmten Zeitraumes während eines Jahres er-
teilt werden. Eine ohne nähere Bestimmung er-
teilte Konzession gilt für den Betrieb während
des ganzen Jahres.

(3) Im Konzessionsbescheid können aus öffent-
lichen Rücksichten bestimmte Auflagen vor-
geschrieben werden.

§ 7. Im Konzessionsbescheid hat die Konzes-
sionsbehörde eine angemessene Frist für die Auf-
nahme des Betriebes festzusetzen; wird der Be-
trieb in vollem Umfange bis zum Ablauf dieser
Frist nicht aufgenommen und vermag der Kon-
zessionsinhaber nicht nachzuweisen, daß ihn an
der Verzögerung kein Verschulden trifft, so kann
die Konzessionsbehörde die Konzession zurück-
nehmen. Andernfalls ist die Frist angemessen zu
erstrecken.

§ 8. Die Konzession verpflichtet den Konzes-
sionsinhaber:

1. die Kraftfahrlinie während der ganzen
Dauer der Konzession den gesetzlichen Vor -
schriften und den Konzessionsbedingungen ent-
sprechend ununterbrochen zu betreiben;

2. soweit seine für den regelmäßigen Betrieb
erforderlichen Beförderungsmittel ausreichen und
nicht Umstände, die er nicht abwenden konn te
und denen er auch nicht abzuhelfen vermag,
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die Beförderung unmöglich machen, alle Per-
sonen den Beförderungsbedingungen entspre-
chend zu befördern;

3. die Beförderungspreise und die Beförde-
rungsbedingungen in gleicher Weise gegenüber
allen Benützern seiner Kraftfahreinrichtung zur
Anwendung zu bringen; Begünstigungen, die
nicht unter den gleichen Bedingungen jeder-
mann zugute kommen, sind unzulässig;

4. auf Verlangen der Post- und Telegraphen-
verwaltung die Briefpost unentgeltlich, sonstige
Postsendungen gegen zu vereinbarende Ver-
gütung zu befördern.

§ 9. (1) Die Konzessionsbehörde hat den Kon-
zessionsinhaber auf seinen Antrag von der Ver-
pflichtung des § 8 Z. 1 vorübergehend oder
dauernd für den ganzen Betrieb oder einen Teil
desselben zu entheben, wenn ihm die Weiter-
führung des Betriebes nicht mehr zugemutet
werden kann oder wenn kein Verkehrsbedürfnis
mehr besteht.

(2) Die Konzession erlischt, wenn der Konzes-
sionsinhaber von der Verpflichtung zur Auf-
rechterhaltung des Betriebes dauernd zur Gänze
enthoben wird.

§ 10. (1) Soweit sich aus den folgenden Be-
stimmungen nicht etwas anderes ergibt, hat der
Konzessionsinhaber den Betrieb selbst zu
führen.

(2) Die Übe r t r agung der F ü h r u n g des Be-
triebes einer Kraftfahrlinie ist nur mit Zu-
stimmung der Konzessionsbehörde zulässig, die
vor der Entscheidung über das betreffende An-
suchen die zuständige Kammer der gewerblichen
Wirtschaft zu hören hat. Die Zustimmung ist
zu verweigern, wenn der in Aussicht genom-
mene Betriebsleiter den im § 4 Abs. 1 an-
geführten Voraussetzungen nicht entspricht.

(3) Bei Übe r t r agung der F ü h r u n g des Betriebes
an den Bund oder einen U n t e r n e h m e r des öffent-
lichen Eisenbahnverkehres genügt die bloße A n -
zeige an die Konzessionsbehörde.

§ 1 1 . (1) Für den Fall des Todes des Konzes-
sionsinhabers gelten für die restliche Dauer der
Konzession s inngemäß die Vorschriften der Ge-
werbeordnung über den W i t w e n - u n d Des-
zendentenfortbetrieb, wobei an Stelle der Er-
reichung des Mindestalters die Erreichung der
Volljährigkeit tritt. Die Konzessionsbehörde
kann die Bestellung eines geeigneten Betriebs-
leiters (§ 4 Abs. 1) verlangen.

(2) Auf volljährige Erben ist § 4 Abs. 4 dieses
Bundesgesetzes sinngemäß anzuwenden.

§ 12. Die Beförderungspreise und die Be-
förderungsbedingungen einschließlich allfälliger
Begünstigungen nach § 8 Z. 3 (Tarifbegünsti-
gungen) und die Fahrpläne bedürfen der Ge-
nehmigung der Konzessionsbehörde. Die Be-

förderungspreise und Fahrpläne sind im Amt-
lichen Österreichischen Kursbuch auf Kosten des
Konzessionsinhabers zu veröffentlichen.

§ 13. Gegen Bescheide des Landeshaupt-
mannes auf Grund dieses Bundesgesetzes steht die
Berufung an das Bundesministerium für Verkehr
und verstaatlichte Betriebe offen:

1. dem Bewerber um eine Konzession;
2. den im § 5 Abs. 1 lit. a bis c angeführten

Stellen, wenn die Entscheidung über das An-
suchen ihrer fristgerechten Stellungnahme wider-
spricht;

3. in den Fällen der §§ 7 und 12 (Frist für die
Betriebsaufnahme, Fahrpreis- und Fahrplan-
genehmigung) und im Falle des § 10 (Betriebs-
übertragung) dem Konzessionsinhaber.

§ 14. Die Aufsicht über die Kraftfahrlinien-
unternehmungen kommt der Konzessionsbehörde
zu.

§ 15. Durch Verordnung werden erlassen
insbesondere:

1. die näheren Vorschriften über die Einbrin-
gung, Form und Ausstattung der Konzessions-
ansuchen und über die Einzelheiten des Konzes-
sionsbescheides;

2. die näheren Vorschriften über die Ver-
öffentlichung der Beförderungspreise, der Beför-
derungsbedingungen und der Fahrpläne;

3. die näheren Vorschriften über die Wahrung
der Ordnung und Regelmäßigkeit des Betriebes
von Kraftfahrlinien und über die zu verwenden-
den Fahrzeuge;

4. die näheren Vorschriften über die Aus-
übung der behördlichen Aufsicht über die unter
dieses Bundesgesetz fallenden Kraftfahrunter-
nehmungen.

§ 16. (1) Übertretungen der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes und der dazu ergangenen
Verordnungen werden von den Bezirksverwal-
tungsbehörden, im Wirkungsbereich einer Bun-
despolizeibehörde von dieser als Verwaltungs-
übertretungen mit Geldstrafen bis zu 30.000 S
oder Arrest bis zu zwei Wochen bestraft. Bei
erschwerenden Umständen können Geld- und
Arreststrafen nebeneinander verhängt werden.

(2) Abs. 1 findet auf den Bund hinsichtlich der
Post- und Telegraphenverwaltung und der
Österreichischen Bundesbahnen keine An-
wendung.

§ 17. Außer im Falle des § 7 (nicht rechtzeitige
Betriebsaufnahme) kann die Konzessionsbehörde
die Konzession zum Betriebe einer Kraftfahr-
linie auch dann zurücknehmen, wenn der Kon-
zessionsinhaber den Bestimmungen des § 8
wiederholt trotz mindestens zweimaliger schrift-
licher Verwarnung zuwiderhandelt.

§ 18. (1) Die bis zum 17. März 1952 rechts-
kräftig auf ein Jahr oder länger erteilten Berech-
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tigungen, die nach den zur Zeit der Erwerbung
dieser Berechtigungen geltenden Vorschriften be-
gründet worden sind, bleiben als Konzessionen
nach diesem Bundesgesetz bis 31. Jänner 1967
aufrecht. Die nach dem 17. März 1952 bis zum
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes rechtskräftig
erteilten Berechtigungen sowie die auf kürzer als
ein Jahr erteilten Berechtigungen bleiben nach
Maßgabe ihrer zeitlichen Begrenzung aufrecht.

(2) Für ihre weitere Ausübung gelten, soweit
sie überhaupt unter die Begriffsbestimmung der
Kraftfahrlinien nach § 1 fallen, die Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes und der hiezu er-
gangenen Verordnungen.

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai
1952 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
werden das Gesetz übet die Beförderung von Per-
sonen zu Lande vom 4. Dezember 1934, Deutsches
RGBl. I S. 1217, in der Fassung vom 6. De-
zember 1937, Deutsches RGBl. I S. 1319, sowie
die hiezu ergangene Durchführungsverordnung
vom 26. März 1935, Deutsches RGBl. I S. 473,
soweit sich diese Bestimmungen auf die Regelung
des Kraftfahrlinienverkehres beziehen, außer
Kraft gesetzt

(3) Im gleichen Umfang treten die Bestimmun-
gen der Verordnung über den Betrieb von Kraft-
fahrunternehmungen im Personenverkehr vom
13. Februar 1939, Deutsches RGBl. I S. 231, in
dem Zeitpunkt außer Kraft , in dem die im § 15
Z. 3 vorgesehene Verordnung Wirksamkei t er-
langt.

§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Verkehr und ver-
staatlichte Betriebe im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau
betraut.

Körner
Schärf Waldbrunner Böck-Greissau

85. Bundesgesetz vom 2. April 1952
über die nichtlinienmäßige gewerbsmäßige
Beförderung von Personen zu Lande und über
einige Änderungen der Gewerbeordnung

(Gelegenheitsverkehrs-Gesetz).
Der Nat ional ra t ha t beschlossen:

A B S C H N I T T I.
Allgemeine Bestimmungen.

G e l t u n g s b e r e i c h .

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten für die gewerbsmäßige Beförderung von
Personen mi t Fahrzeugen des Straßenverkehrs,
die durch die Kraft von Maschinen oder Tieren
bewegt werden; die gewerbsmäßige Beförderung

von Personen, die den Gegenstand des Bundes-
gesetzes vom 2. April 1952, BGBl. N r . 84, be-
treffend die linienmäßige Beförderung von Per-
sonen zu Lande mi t Kraftfahrzeugen (Kraftfahr-
liniengesetz 1952 — KflG. 1952) bildet, u n d die
gewerbsmäßige Beförderung von Personen mi t
Straßenbahnen fallen jedoch nicht un te r die Be-
st immungen dieses Bundesgesetzes.

(2) Der mi t den Kraftfahrzeugen des Linien-
verkehrs der Post- u n d Telegraphenverwaltung
und des Kraftwagendienstes der Österreichischen
Bundesbahnen ausgeübte Gelegenheitsverkehr
unterl iegt nicht den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes.

(3) Soweit dieses Bundesgesetz nicht besondere
Bestimmungen trifft, gelten für die diesem Bun-
desgesetz unterl iegenden Gewerbezweige (Abs. 1)
wieder uneingeschränkt die Vorschriften der Ge-
werbeordnung u n d des Kundmachungspatentes
zur Gewerbeordnung; die Bestimmungen des
Bundesgesetzes über außerordentliche gewerbe-
rechtliche Maßnahmen, BGBl. N r . 30/1937, in der
geltenden Fassung sind jedoch auf diese Gewerbe-
zweige nicht anzuwenden.

ABSCHNITT II.
Besondere Bestimmungen über die Konzession.

K o n z e s s i o n s p f l i c h t .

§ 2. (1) Die gewerbsmäßige Beförderung von
Personen mit Kraftfahrzeugen im Umfang des § 1
Abs. 1 dieses Bundesgesetzes darf nur auf Grund
einer Konzession ausgeübt werden (§ 1 c Abs. 3
der Gewerbeordnung).

(2) Ebenso darf die gewerbsmäßige Beförderung
von Personen mit Landfahrzeugen, die durch die
Kraft von Pferden bewegt und zu jedermanns
Gebrauch an öffentlichen Orten bereitgehalten
werden (mit Pferden betriebenes Platzfuhrwerks-
Gewerbe), nur auf Grund einer Konzession aus-
geübt werden.

A r t e n d e r K o n z e s s i o n e n .

§ 3. Konzessionen für die gewerbsmäßige Be-
förderung von Personen mit Kraftfahrzeugen
(§ 2 Abs. 1) dürfen nur erteilt werden für fol-
gende Arten des gewerbsmäßigen Gelegenheits-
verkehrs:

a) für die Personenbeförderung mit Omnibus-
sen (Kraftstellwagen), die zu jedermanns
Gebrauch unter Einzelvergebung der Sitz-
plätze an öffentlichen Orten bereitgehalten
oder angeboten werden (Ausflugswagen-
Gewerbe; ein auf das Gebiet einer Ge-
meinde beschränktes Ausflugswagen-Ge-
werbe heißt Stadtrundfahrten-Gewerbe);
oder

b) für die Beförderung eines geschlossenen
Teilnehmerkreises mit Kraftfahrzeugen
(Omnibussen [Kraftstellwagen], Personen-
kraftwagen oder Lastkraftwagen) unter
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Beistellung des Lenkers auf Grund beson-
derer Aufträge (Bestellungen) (Mietwagen-
Gewerbe); oder

c) für die Personenbeförderung mit Personen-
kraftwagen, die zu jedermanns Gebrauch
an öffentlichen O r t e n bereitgehalten wer-
den (mit Kraftfahrzeugen betriebenes
Platzfuhrwerks-Gewerbe [Taxi-Gewerbe]);
oder

d) für die Beförderung der Wohngäste (Pfleg-
linge) und der Bediensteten von Gaststätten
mi t Fremdenbeherbergung, Heilanstalten,
Erholungsheimen u. dgl. durch Kraftfahr-
zeuge dieser Unte rnehmen vom eigenen
Betriebe zu den nächsten in Betracht kom-
menden Aufnahmestellen des öffentlichen
Verkehrs und umgekehr t (Hotelwagen-Ge-
werbe).

U m f a n g d e r K o n z e s s i o n .
§ 4. (1) Die Konzession ist für eine best immte

Zahl und eine best immte A r t (Zahl der Sitz-
plätze) von Fahrzeugen zu erteilen.

(2) Eine Vermehrung der Zahl und wesentliche
Änderungen der Ar t der Fahrzeuge bedürfen
einer entsprechenden Änderung des Umfanges der
Konzession, für die dieselben Vorschriften wie
für die Erlangung der Konzession gelten.

V o r a u s s e t z u n g e n f ü r d i e E r l a n -
g u n g d e r K o n z e s s i o n .

§ 5. (1) Die Konzession darf nur erteilt werden,
wenn die Erfordernisse zum Ant r i t t eines kon-
zessionierten Gewerbes (§ 23 Abs. 1 der Gewerbe-
ordnung) erfüllt und ein Bedarf nach der Ge-
werbeausübung sowie die Leistungsfähigkeit des
Betriebes gegeben sind.

(2) Ein Bedarf nach der Ausübung des Aus-
flugswagen-Gewerbes ist jedenfalls dann nicht
gegeben, wenn die im näheren Umkreis des in
Aussicht genommenen Standortes bestehenden
Unte rnehmen zur Veranstal tung von Gesell-
schaftsfahrten (gemäß § 2 lit. b der Reisebureau-
verordnung 1935, BGBl. Nr . 148/1935) durch
Inanspruchnahme eines Mietwagen-Gewerbes den
gegebenen Anforderungen nachkommen können.

V o r ü b e r g e h e n d e A u s ü b u n g d e s
M i e t w a g e n - G e w e r b e s .

§ 6. (1) Personen, die in ihrem Betrieb Kraft-
fahrzeuge verwenden, insbesondere Unte rnehmer
des Kraftfahrlinienverkehrs oder andere Per-
sonenbeförderungsunternehmer, dürfen das
Mietwagen-Gewerbe mi t den in ihrem Betrieb
sonst verwendeten Kraftfahrzeugen vorüber-
gehend bei besonderen Anlässen (Volksfesten,
Ausstellungen, größeren Versammlungen u. dgl.)
auf Grund einer besonderen Bewilligung aus-
üben.

(2) Diese Bewilligung darf nur erteilt werden,
wenn die im näheren Umkreis dieses Betriebes

bestehenden Mietwagen-Gewerbe den Anforde-
rungen des besonderen Anfasses nicht nach-
kommen können und die zu verwendenden
Fahrzeuge für die vorübergehende Ausübung des
Mietwagen-Gewerbes geeignet sind; die Gültig-
keitsdauer und der räumliche Wirkungsbereich
der Bewilligung sind dem Anlaß gemäß zu be-
stimmen.

(3) Inhaber des Ausflugswagen-Gewerbes be-
dürfen zur vorübergehenden Ausübung des Miet-
wagen-Gewerbes mi t den in ihrem Unte rnehmen
sonst verwendeten Kraftfahrzeugen keiner Bewil-
ligung nach Abs. 1; Inhaber des Stadtrund-
fahrten-Gewerbes bedürfen einer solchen Bewilli-
gung nu r dann nicht, wenn die im Mietwagen-
Gewerbe ausgeführte Personenbeförderung auf
das Gemeindegebiet beschränkt wird.

(4) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist auch erfor-
derlich, wenn im Sinne der kraftfahrrechtlichen
Vorschriften eine Ausnahme von dem Verbot der
Beförderung von Personen mi t Lastkraftfahr-
zeugen erteilt worden ist.

B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n ü b e r d i e
V e r p a c h t u n g u n d d i e A u s ü b u n g

d u r c h S t e l l v e r t r e t e r .

§ 7. (1) Die Ausübung des mi t Kraftfahrzeugen
ausgeübten Platzfuhrwerks-Gewerbes (§ 3 lit. c)
durch einen Stellvertreter oder die Verpachtung
dieses Gewerbes darf von der Gewerbebehörde
nur aus wichtigen Gründen genehmigt werden.

(2) Die Genehmigung der Verpachtung dieses
Gewerbes kann, soweit sie nicht ohnedies befristet
ist, zurückgenommen werden, wenn sich heraus-
stellt, daß ein wichtiger Grund für die Ver-
pachtung nicht oder nicht mehr besteht; hiebei
ist, wenn es sich um die Verpachtung von Fort-
betriebsrechten nach dem vierten oder fünften
Absatz des § 56 der Gewerbeordnung handelt ,
auf den Unterha l t der in Betracht kommenden
Personen billige Rücksicht zu nehmen.

B e s t i m m u n g e n ü b e r d i e
G e w e r b e a u s ü b u n g .

§ 8. (1) Die Fahrten des Ausflugswagen- (Stadt-
rundfahrten-) Gewerbes müssen zum Ausgangs-
punk t zurückführen; Fahrgäste dürfen nur für
die gesamte Fahrtstrecke aufgenommen werden.

(2) Der Inhaber eines Mietwagen-Gewerbes
darf Plätze weder einzeln noch in Gruppen
vergeben, es sei denn, daß er die Berechtigung
zur gewerbsmäßigen Veranstal tung von Gesell-
schaftsfahrten nach den für Reisebureauunterneh-
mungen geltenden Vorschriften (gemäß § 2 lit. b
der Reisebureauverordnung 1935, BGBl. N r . 148/
1935) besitzt.

V e r k e h r ü b e r die G r e n z e .

§ 9. (1) Die gewerbsmäßige Beförderung von
Personen mit Kraftfahrzeugen von Orten, die
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außerhalb des Bundesgebietes liegen, in das
Bundesgebiet oder durch das Bundesgebiet h in-
durch ist außer den nach §§ 2 und 6 berechtig-
ten Personen auch Unte rnehmern gestattet,
die nach den im Staate des Standortes
ihres Unternehmens geltenden gesetzlichen V o r -
schriften zur Beförderung von Personen befugt
sind und eine Bewilligung des Bundesministeriums
für Handel u n d Wiederaufbau für den Verkehr
in oder durch das Bundesgebiet erhalten haben;
eine Bewilligung ist jedoch nicht erforderlich,
wenn eine anderslautende Anordnung nach
Abs. 5 ergangen ist.

(2) Diese Bewilligung wird für Einzelfahrten
oder auf Zeit erteilt. Die Bewilligung ist zu ver-
sagen, wenn {insbesondere auch im Hinblick auf
die im Bundesgebiet bereits bestehenden Ver-
kehrseinrichtungen) ein Bedürfnis für die bean-
tragte Personenbeförderung nicht besteht,

(S) Nachweise über die Erteilung der Bewilli-
gung nach Abs. 1 sind bei jeder Personen-
beförderung über die Grenze mitzuführen und
den Grenzorganen auf Verlangen vorzuweisen.

(4) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann nachgeordnete Behörden,
insbesondere auch Bundespolizeibehörden, gege-
benenfalls unter Beschränkung hinsichtlich Zahl
oder Umfang der zu erteilenden Bewilligungen,
ermächtigen, in seinem N a m e n und Auftrag die
Bewilligungen nach Abs. 1 zu erteilen.

(5) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann anordnen, daß die gewerbs-
mäßige Beförderung von Personen in oder durch
das Bundesgebiet durch ausländische Unte rnehmer
ohne die in Abs. 1 vorgeschriebene Bewilligung
gestattet ist, wenn und insoweit der betreffende
ausländische Staat in dieser Hinsicht Gegen-
seitigkeit einräumt, oder wenn wirtschaftliche
Interessen Österreichs dies rechtfertigen; die Auf-
nahme neuer Fahrgäste durch ausländische Unte r -
nehmungen im Bundesgebiet bedarf aber jeden-
falls der in Abs. 1 vorgeschriebenen Bewilligung.

G e w e r b e p o l i z e i l i c h e R e g e l u n g e n .

§ 10. Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann unbeschadet der Bestimmung
des § 54 der Gewerbeordnung für die diesem
Bundesgesetz unterliegenden Gewerbezweige mit
Verordnung Vorschriften erlassen über

1. die nach der Eigenart des Gewerbes erfor-
derlichen Eigenschaften der im Fahrdienst ver-
wendeten Personen hinsichtlich ihrer Ausbildung,
Gesundheit und Zuverlässigkeit;

2. die nach der Eigenart des Gewerbes erforder-
liche Beschaffenheit, Ausrüstung und Kennzeich-
nung der bei der Gewerbeausübung verwendeten
Fahrzeuge hinsichtlich ihrer Betriebssicherheit
und Eignung, insbesondere auch für Zwecke des
Fremdenverkehrs;

3. die nach der Eigenart des Gewerbes erforder-
lichen Betriebs- und Beförderungsbedingungen;

im Platzfuhrwerks-Gewerbe kann Beförderungs-
pflicht und die Anbringung eines Fahrpreis-
anzeigers und beim Ausflugswagen- (Stadtrund-
fahrten-), Mietwagen- und dem mit Kraftfahr-
zeugen betriebenen Platzfuhrwerks-Gewerbe eine
Versicherungspflicht vorgeschrieben werden, die
hinsichtlich der Versicherungssumme der Eigen-
art des Gewerbes Rechnung trägt und auch über
die für Kraftfahrzeughalter allgemein vorgeschrie-
bene Versicherungspflicht hinausgehen kann;

4. eine bestimmte Reihenfolge im Befahren
der Standplätze in dem mit Kraftfahrzeugen be-
triebenen Platzfuhrwerks-Gewerbe, wenn dies
zur Regelung des Angebotes von Beförderungs-
leistungen in bestimmten Gemeinden erforder-
lich ist.

S o n d e r b e s t i m m u n g e n f ü r d a s
P l a t z f u h r w e r k s - G e w e r b e in W i e n .

§ 11. (1) Konzessionen für das mit Kraftfahr-
zeugen betriebene Platzfuhrwerks-Gewerbe (§ 3
lit. c) mit einem Standort in Wien dürfen nur
für je ein Kraftfahrzeug erteilt werden.

(2) Eine Konzession darf nur erteilt werden,
wenn — abgesehen von den im § 5 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes bezeichneten Voraussetzungen —
hiedurch die im Zeitpunkt der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes bestehende Zahl der Kon-
zessionen nach Abs. 1 nicht vermehr t wird.

(3) Das Bundesministerium für Hande l und
Wiederaufbau kann auf Vorschlag des Bürger-
meisters der Stadt Wien als Landeshauptmann
und nach Anhörung der Fachgruppe Personen-
fuhrwerksgewerbe der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft für Wien in besonderen Fällen von
der Erfüllung der Voraussetzung des Abs. 2
Nachsicht gewähren, wenn rücksichtswürdige
Gründe dafür sprechen und nicht die wirtschaft-
liche Lage des Wiener Platzfuhrwerks-Gewerbes
hiedurch in nennenswertem Maße beeinträchtigt
wird.

(4) Die Erteilung von Konzessionen für das
mit Kraftfahrzeugen betriebene Platzfuhrwerks-
Gewerbe m i t der Einschränkung auf den H a l b -
tagsbetrieb ist unzulässig.

(5) Die Bestimmungen der. Abs. 2 bis 4 gelten
nur für die Dauer der Notlage des Wiener Platz-
fuhrwerks-Gewerbes; das Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau bezeichnet mit Ver-
ordnung den Zeitpunkt des Außerkrafttretens
dieser Bestimmungen.

A B S C H N I T T III.

Wiederanwendung und Fassung österreichischer
gewerberechtlicher Vorschriften.

W i e d e r a n w e n d u n g ö s t e r r e i c h i -
s c h e r g e w e r b e r e c h t l i c h e r B e s t i m -

m u n g e n .
§ 12. (1) Die Bestimmung des Art. V lit. a des

Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung
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über die Besorgung von Fuhrwerksdiensten
durch Land- und Forstwirte, soweit sie durch
die Verordnung zur Einführung des Gesetzes
über die Beförderung von Personen zu Lande
vom 28. September 1939, Deutsches RGBl. I
S. 1987, und die auf diese Verordnung gegrün-
deten Vorschriften gegenstandslos geworden ist,
findet für die diesem Bundesgesetz unterliegende
gewerbsmäßige Beförderung von Personen (§ 1
Abs. 1) wieder Anwendung.

(2) Im gleichen Umfang wird der Anwen-
dungsbereich der §§51 Abs. 1 und 4 (Festsetzung
von Maximaltarifen), 52 (Ersichtlichmachung der
Preise), 53 (Betriebspflicht) und 54 (gewerbe-
polizeiliche Regelung) der Gewerbeordnung mit
der Maßgabe erweitert, daß an die Stelle der in
diesen Bestimmungen genannten öffentlich-recht-
lichen Einrichtungen die nunmehr bestehenden
öffentlich-rechtlichen Körperschaften zu treten
haben, die ihrem Wirkungskreis nach den erst-
genannten Einrichtungen am ehesten ent-
sprechen.

F a s s u n g d e r G e w e r b e o r d n u n g .

§ 13. 1. § 1 a Abs. 1 lit. b Z. 31 der Gewerbe-
ordnung erhält folgende Fassung:

„31. Mit Kraftfahrzeugen von einem Eigen-
gewicht unter 400 kg oder mit Zugtieren be-
triebenes Lastfuhrwerks-Gewerbe; mit Zug-
tieren betriebenes Personenfuhrwerks-
Gewerbe, ausgenommmen Platzfuhrwerks-
Gewerbe;" ;

2. § 15 Abs. 1 Z. 3 der Gewerbeordnung er-
hält folgende Fassung:

„3. die Unternehmungen von Seilliften,
soweit diese nicht als Seilbahnen (Eisenbahnen)
anzusehen sind;";
3. § 15 Abs. 1 Z. 4 der Gewerbeordnung

lautet:
„4. die Gewerbe derjenigen, welche an

öffentlichen Orten persönliche Dienste (als
Boten, Träger und dergleichen) anbieten;";
4. die ersten beiden Sätze des vierten Absatzes

des § 55 der Gewerbeordnung lauten:

„Die Vorschrift des dritten Absatzes des
§ 19 gilt auch für das im § 15 unter Punkt 7
angeführte Rauchfangkehrergewerbe. Die
Genehmigung der Verpachtung dieses Ge-
werbes kann, soweit sie nicht ohnedies be-
fristet ist, ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt
der Erteilung zurückgenommen werden, wenn
sich herausstellt, daß ein wichtiger Grund für
die Verpachtung nicht oder nicht mehr be-
steht.";
5. im ersten Absatz des § 133 b der Gewerbe-

ordnung wird am Ende der Bestimmung der
lit. d an die Stelle des Strichpunktes ein Punkt
gesetzt; die Bestimmung der lit. e ist entfallen;

6. die drei letzten Sätze des zweiten Absatzes
des § 141 der Gewerbeordnung erhalten folgende
Fassung:

„Im Wirkungsbereich von Bundespolizei-
behörden kommt diesen die Handhabung der
Vorschriften über die Polizeistunde (§ 131)
und die Bestrafung der Übertretungen aller
dieser Vorschriften zu. Außerhalb des Wir-
kungsbereiches von Bundespolizeibehörden
kann der Landeshauptmann die Erteilung der
Bewilligung zum Offenhalten über die Polizei-
stunde den Gemeindevorstehern übertragen
oder die Gewerbebehörden erster Instanz zu
einer solchen Übertragung ermächtigen.";
7. im zweiten Absatz des § 142 der Gewerbe-

ordnung sind die Worte „für jene periodischen
Personentransportunternehmungen, welche sich
auf mehrere Bezirke desselben Landes aus-
dehnen;" entfallen;

8. der erste Satz des zweiten Absatzes des
§ 143 der Gewerbeordnung erhält folgende
Fassung:

„Es genehmigt diejenigen Betriebsanlagen,
die sich über die Gebiete mehrerer Bundes-
länder erstrecken.".

ABSCHNITT IV.

Schlußbestimmungen.

S t r a f b e s t i m m u n g .

§ 14. (1) Übertretungen der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes werden nach den Straf-
bestimmungen der Gewerbeordnung bestraft.

(2) Mit der Entziehung der Konzession für
immer oder auf bestimmte Zeit sind Inhaber der
Platzfuhrwerks-Gewerbe (§ 2 Abs. 2 und § 3
lit. c) zu bestrafen, die das Gewerbe entgegen
der Bestimmung des § 7 ohne behördliche Ge-
nehmigung verpachten.

B e h ö r d e n .

§ 15. (1) Konzessionen für den Betrieb des Aus-
flugswagen- (Stadtrundfahrten-) Gewerbes (§ 3
lit. a) und des Mietwagen-Gewerbes (§ 3 lit. b)
erteilt der Landeshauptmann.

(2) Konzessionen für den Betrieb des Miet-
wagen-Gewerbes (§ 3 lit. b), sofern die
Gewerbeausübung auf den Betrieb mi t Per-
sonenkraftwagen eingeschränkt wird, für die
Platzfuhrwerks-Gewerbe (§ 2 Abs. 2 und § 3
lit. c) und für das Hotelwagen-Gewerbe (§ 3
lit. d) sowie Bewilligungen zur vorübergehenden
Ausübung des Mietwagen-Gewerbes (§ 6) er-
teilt die Bezirksverwaltungsbehörde als Gewerbe-
behörde erster Instanz (§ 141 der Gewerbeord-
nung).

(3) Den Bundespolizeibehörden k o m m t in
ihrem örtlichen Zuständigkeitsbereich die H a n d -
habung der zur gewerbepolizeilichen Regelung
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auf Grund des § 54 der Gewerbeordnung und
des § 10 dieses Bundesgesetzes erlassenen Vor-
schriften für die diesem Bundesgesetz unter-
liegenden Gewerbe und die Bestrafung der Über-
tretungen dieser Vorschriften zu.

(4) Die Bestimmungen des § 143 a der Ge-
werbeordnung bleiben unberührt.

V e r f a h r e n .

§ 16. (1) Vor Erteilung der Konzessionen sind
unter Einräumung einer angemessenen Frist
(§ 144 a der Gewerbeordnung) die Gemeinde des
in Aussicht genommenen Standortes des Ge-
werbes und die zuständige Fachgruppe der
Kammer der gewerblichen Wirtschaft, bei Kon-
zessionen für die in § 15 Abs. 1 dieses Bundes-
gesetzes genannten Gewerbe überdies die örtlich
zuständige Post- und Telegraphendirektion und
Bundesbahndirektion zu hören.

(2) Wird die Konzession entgegen den Äuße-
rungen der in Abs. 1 genannten Stellen erteilt,
so steht diesen gegen die Entscheidung nach
Maßgabe des Abs. 3 das Recht der Berufung zu.

(3) Mit einer Berufung im Sinne des Abs. 2
kann nur eine unrichtige Beurteilung der Frage
des Bedarfes oder der Leistungsfähigkeit des Be-
triebes (§ 5 Abs. 1) geltend gemacht werden.
Eine solche Berufung ist unzulässig, wenn die
nach Abs. 1 vorgesehene Äußerung der berufen-
den Körperschaft nicht fristgerecht erstattet wor-
den ist.

(4) Gegen eine Entscheidung, mit der einer
Berufung im Sinne des Abs. 2 keine Folge ge-
geben worden ist, sowie gegen eine Entschei-
dung, mit der die Verweigerung einer Bewilli-
gung (§ 6) bestätigt worden ist, ist eine weitere
Berufung unzulässig.

A u ß e r k r a f t t r e t e n b i s h e r i g e r
V o r s c h r i f t e n .

§ 17. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes treten für seinen Geltungsbereich (§ 1
Abs. 1) außer Wirksamkeit :

1. die Verordnung zur Einführung des Ge-
setzes über die Beförderung von Personen zu
Lande in der Ostmark vom 28. September 1939,
Deutsches RGBl. I S. 1987;

2. die Verordnung des Reichsverkehrsmini-
sters über das Inkrafttreten des Gesetzes über
die Beförderung von Personen zu Lande und
von auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Vor-
schriften in den Reichsgauen der Ostmark vom
13. September 1940, RVkBl. B S. 271;

3. das Gesetz über die Beförderung von Per-
sonen zu Lande vom 4. Dezember 1934,
Deutsches RGBl. I S. 1217, in der Fassung des
Gesetzes vom 6. Dezember 1937, Deutsches
RGBl. I S. 1319;

4. die Verordnung zur Durchführung des Ge-
setzes über die Beförderung von Personen zu
Lande vom 26. März 1935, Deutsches RGBl. I
S. 473;

5. die Verordnung über den Betrieb von
Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr vom
13. Februar 1939, Deutsches RGBl. I S. 231;

6. das Bundesgesetz BGBl. Nr . 141/1937, be-
treffend außerordentliche Maßnahmen zum
Schutz des Platzfuhrwerksgewerbes, und die Ver-
ordnung des Bundesministers für Handel und
Verkehr, BGBl. Nr . 156/1937, betreffend das
Fuhrwerksgewerbe (Autotaxiverordnung 1937),
soweit diese Vorschriften nicht bereits durch die
Einführung der unter 2 . 1 bis 4 bezeichneten
Vorschriften gegenstandslos geworden waren.

A B S C H N I T T V.

Übergangsbestimmungen.

B e s t e h e n d e B e r e c h t i g u n g e n .

§ 18. Berechtigungen zur gewerbsmäßigen Be-
förderung von Personen zu Lande im Umfang
des § 1 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes, die auf Grund
der bisher in Geltung gestandenen Vorschriften
erlangt oder aufrechterhalten worden sind, gel-
ten nach Maßgabe ihres sachlichen Inhaltes und
der folgenden Bestimmungen als entsprechende
Berechtigungen (Konzessionen, Berechtigungen
§ 1 a Abs. 1 Z. 31 der Gewerbeordnung in der
Fassung des § 13 Z.1 dieses Bundesgesetzes) im
Sinne der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
und der Gewerbeordnung.

Z a h l d e r K r a f t f a h r z e u g e b e i
b e s t e h e n d e n B e r e c h t i g u n g e n .

§ 19. (1) Berechtigungen, die auf Grund der bis-
her in Geltung gestandenen Vorschriften erlangt
oder aufrechterhalten worden sind und nicht auf
eine bestimmte 2ahl oder Ar t von Kraftfahr-
zeugen lauten, gelten hinsichtlich der Zahl und
der Ar t der Fahrzeuge nur in dem Umfang, in
dem die Berechtigung am Tag der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes nachweislich ausgeübt wor-
den ist. Ist diese Zahl geringer als die Durch-
schnittszahl der während eines diesem Tage vor-
angegangenen einjährigen Zeitraumes verwende-
ten Fahrzeuge, so gilt diese Durchschnittszahl
als Zahl der Fahrzeuge.

(2) Das Nähere wird durch Verordnung des
Bundesministeriums für Handel und Wiederauf-
bau bestimmt.

G e l t u n g s d a u e r b e s t e h e n d e r
B e r e c h t i g u n g e n .

§ 20. (1) Berechtigungen, deren Geltungsdauer
auf zwei Jahre oder einen längeren Zeitraum als
zwei Jahre beschränkt ist, gelten nunmehr als
unbefristete Berechtigungen (Konzessionen und
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sonstige Berechtigungen). Als unbefristete Berech-
tigungen (Konzessionen und sonstige Berechti-
gungen) gelten auch Berechtigungen, deren Gel-
tungsdauer auf unbestimmte Zeit (zum Beispiel
„bis auf weiteres", „bis zum Inkrafttreten neuer
gesetzlicher Vorschriften" o. dgl.) festgesetzt
oder verlängert worden ist.

(2) Berechtigungen, deren Geltungsdauer auf
einen kürzeren Zeitraum als zwei Jahre be-
schränkt sind, bleiben nur nach Maßgabe dieser
Beschränkung aufrecht.

Ü b e r t r a g u n g d e r R e c h t e u n d
P f l i c h t e n a u s d e r G e n e h m i g u n g .

§ 21. Genehmigungen der Übertragung der aus
einer Genehmigung erwachsenden Rechte und
Pflichten auf einen anderen nach § 5 Abs. 2 Z. 2
des Gesetzes über die Beförderung von Personen
zu Lande vom 4. Dezember 1934, Deutsches
RGBl. I S. 1217, bleiben aufrecht; im Geltungs-
bereich dieses Bundesgesetzes (§ 1 Abs. 1) sind
die Personen, auf die die erwähnten Rechte und
Pflichten übertragen worden sind, nunmehr als
Inhaber der Berechtigung anzusehen.

V o r l ä u f i g e W e i t e r g e l t u n g b is -
h e r i g e r B e s t i m m u n g e n .

§ 22. Bis zur Erlassung der nach § 10 dieses
Bundesgesetzes vorgesehenen Vorschriften sind
die §§ 2 bis 30, 63, 67 bis 76, 77 Abs. 2 und 89
der Verordnung über den Betrieb von Kraft-
fahrunternehmen im Personenverkehr vom
13. Februar 1939, Deutsches RGBl. I S. 231,
anzuwenden.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n f ü r das
P l a t z f u h r w e r k s - G e w e r b e i n W i e n .

§ 23. (1) Konzessionen gemäß § 15 Abs. 1 Z. 4
der Gewerbeordnung für das Platzfuhrwerks-Ge-
werbe mit einem Standort in den Gemeinde-
bezirken I. bis XXL, die nach den reichsrechtlichen
Vorschriften als Genehmigungen für den Drosch-
kenverkehr aufrechterhalten worden sind und
zum Betrieb von je zwei Kraftfahrzeugen berech-
tigen, sowie je zwei solcher Konzessionen, die
zum Betrieb von je einem Kraftfahrzeug berech-
tigen, gelten als Konzessionen nach § 11 Abs. 1
dieses Bundesgesetzes mit der Berechtigung zum
ganztägigen Betrieb eines Kraftfahrzeuges.

(2) Genehmigungen der in Abs. 1 bezeichneten
Ar t , die zum Betriebe nu r eines Kraftfahrzeuges
berechtigen oder bei denen nach Durchführung
der Überlei tung nach Abs. 1 n u r die Betriebs-
berechtigung für ein Kraftfahrzeug verbleibt,
gelten als Konzessionen nach § 11 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes mi t der Einschränkung auf den
Tag- oder den Nachtbetr ieb.

(3) Ein ganztägiger Betrieb eines Kraftfahr-
zeuges auf G r u n d einer Konzession im Sinne des
Abs. 2 ist jedoch zulässig, wenn der Inhaber eine

gleich eingeschränkte Konzession pachtet; die
Ermöglichung eines ganztägigen Betriebes eines
Kraftfahrzeuges durch eine solche Pachtung ist
als ein wichtiger Grund im Sinne des § 7 dieses
Bundesgesetzes anzusehen.

(4) Der Bürgermeister der Stadt Wien als
Landeshauptmann erläßt mi t Verordnung Vor -
schriften über das Ausmaß des Tag- und Nacht-
betriebes, über die Kennzeichnung der zum ganz-
tägigen und zum Tag- oder Nachtbetr ieb zuge-
lassenen Kraftfahrzeuge u n d über Maßnahmen
zur Einhaltung der Vorschriften über den
Berechtigungsumfang der nach diesen Bestim-
mungen eingeschränkten Konzessionen, wobei
auch Ausnahmen von der Einhal tung dieser
Vorschriften an Tagen mi t außerordentlichem
Verkehrsbedürfnis vorgesehen werden können.

(5) Bis zur Erlassung der in Abs. 4 bezeichneten
Verordnung bleiben die Bestimmungen der §§ 8
bis 11 der im § 17 Z. 6 bezeichneten Autotaxi -
verordnung 1937, BGBl. N r . 156/1937, mi t der
Maßgabe in Geltung, daß sie sinngemäß anzu-
wenden sind.

U m t a u s c h d e r B e r e c h t i g u n g s -
u r k u n d e n .

§ 24. Berechtigungsurkunden (Konzessions-
dekrete, Gewerbescheine), die auf Grund der bis
zum 30. September 1940 in Geltung gestandenen
Vorschriften ausgestellt worden sind und Geneh-
migungsurkunden nach den im § 17 bezeichneten
reichsrechtlichen Vorschriften sind bis zu einem
mit Verordnung unter Berücksichtigung des
Zweckes dieser Maßnahme zu bestimmenden
Zeitpunkt in neue Berechtigungsurkunden um-
zutauschen; das Nähere bestimmt das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau mit
Verordnung.

A n h ä n g i g e V e r f a h r e n .

§ 25. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auch auf strafbare Handlungen anzuwenden,
die vor seinem Wirksamkeitsbeginn begangen
worden sind, sofern diese dadurch nicht einer
strengeren Behandlung unterliegen als nach den
bisher in Geltung gestandenen Vorschriften; im
übrigen sind noch nicht abgeschlossene Verfahren
nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes und
nach den gemäß diesem Bundesgesetz anzu-
wendenden Rechtsvorschriften zu beurteilen.

W i r k s a m k e i t s b e g i n n u n d
V o l l z i e h u n g .

§ 26. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Mai
1952 in Kraft.

(2) Mit seiner Vollziehung ist das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau be-
traut.

Körner
Schärf Böck-Greissau
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